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«Wir wollen die bestmögliche Bildung, ohne die Jugendlichen noch mehr zu belasten»: EDK-Präsidentin Silvia Steiner über die Reform der Gymnasien.

NZZ AM SONNTAG: Frau Steiner, Ende Jahr
geben Sie das Präsidium der Erziehungsdirek-
torenkonferenz (EDK) ab. Wofür braucht es
dieses Gremium überhaupt?
SILVIA STEINER: Die EDK ist die Stimme der

Kantone in der Bildungspolitik und damit quasi
die Hüterin der Zuständigkeiten. Unser Han-
deln muss stets auf die Interessen der Kinder
und Jugendlichen und ihr Recht auf Bildung
ausgerichtet sein. Gerade in der Bildung besteht
die Gefahr, dass alle mitreden wollen – egal, ob
sie zuständig sind oder nicht.

Besonders ausgeprägt war dies während der
Corona-Krise. Man hörte, Sie hätten sich damals
mächtig mit Bundesrat Alain Berset angelegt.
Wenn es um die Interessenwahrung der

Kinder und Jugendlichen ging, schon. Wir
haben aber auch gemeinsam Lösungen gesucht.
Am Abend des 12. März 2020, kurz vor dem
Lockdown, hat er mich angerufen und gesagt:
«Ich will die Schulen schliessen!» Offensichtlich
war der Druck aus Frankreich und der West-
schweiz recht hoch in dieser Phase. Ich
erwiderte ihm: «Das geht nicht!» Da wären auch
alle Schulheime betroffen gewesen und viele
Kinder, die keine Betreuungsmöglichkeiten zu
Hause hatten. Wir einigten uns auf ein Präsenz-
unterrichtsverbot mit Ausnahmeregelungen für
Kleingruppen und für die Kinderbetreuung.

Die Schliessungsphase der Schulen war dann
auch relativ kurz im Vergleich mit dem Ausland.
Acht Wochen, das ist lange! Ich habe deshalb

immer wieder beim Bundesrat interveniert. Ich
verstand nicht, dass Tattoo-Studios und Coif-
feursalons öffnen durften, die Schulen aber
nicht. Das hat mich in meinem Gerechtigkeits-
empfinden getroffen. Wir haben dann den
Druckmit einem offenen Brief erhöht. Ich
pochte darauf, dass die Kantone für die Schulen
zuständig sind.

Die Angst seitens des Bundes war gross, dass
sich das Coronavirus über die Schulen schnell
verbreiten könnte.
Damals wurde ja behauptet, die Jungen seien

die Treiber der Pandemie. Im Nachhinein zeigte
sich, dass das nicht stimmte.

Wurde aus Ihrer Sicht mit den Massnahmen
übertrieben?
Fürmich gingen die Eingriffe dort zu weit, wo

sie die persönliche Freiheit derjenigen ein-
schränkten, die sehr verletzlich sind: bei den
Kindern und den altenMenschen. Ich fand es
herzlos, dass eine dementeMutter ihren Sohn
nur noch durch eine Trennscheibe sehen durfte.

Sie ernteten aber auch Kritik, weil Sie Masken-
pflicht an den Schulen verordneten.
Es ist uns gelungen, die Hoheit wieder zurück

zu den Kantonen zu holen. Doch die Quaran-
täneregeln waren strikt und für die Kinder und
Schulen eine echte Belastung. Ich verordnete
im Kanton Zürich die Maskenpflicht widerwil-
lig, nur umQuarantänen und Schulschliessun-
gen zu vermeiden. Ich pochte aber auf lokal und
regional angepasste Lösungen, der Bund hätte
am liebsten überall die gleichen Regeln gehabt.
Unser föderales System als Flickenteppich zu
bezeichnen, fand ich sehr oberflächlich.

Die Politik versucht immer wieder, Bildung zum
Thema zu machen. Dieses Jahr hat die FDP ein
Bildungspapier verabschiedet, bald will auch
die SVP ein solches präsentieren. Stört Sie das?
Ich begrüsse grundsätzlich, dass die Bildung

wieder in den Fokus dieser staatstragenden
Parteien rückt. Schliesslich geht es um die
Zukunft unserer Gesellschaft. Doch es wird
schwierig, wenn nationale Parteien versuchen,
die in der Bildungsverfassung festgeschriebe-
nen kantonalen Zuständigkeiten aufzuweichen.
Dagegen wehre ich mich vehement.

Die Parteien wählen nun eine Strategie mit
Mustervorstössen, die sie in den Kantonen ein-
reichen.
Hier zeigen sich eben die Vielfalt des Systems

und die Grenzen der Politik. Denn da werden
Äpfel mit Birnen verglichen. Nehmen Sie zum
Beispiel die Forderung nach Kleinklassen: Im
Kanton Zürich sind Kleinklassen jetzt schon
möglich. Im Kanton Basel-Stadt hingegen hat
eine Initiative die Wiedereinführung solcher
Klassen bewirkt. Die Kantone und die Gemein-
denmüssen ihre eigenenWege finden, ummit
der Problematik umzugehen.

Grundsätzlich aber sehen Sie das Problem,
wenn zu viele schwierige Schülerinnen und
Schüler in einer Klasse integriert werden?
Ich bin eine Verfechterin der Integration.

Aber es gibt natürlich Fälle, in denen eine Klein-
klasse die beste Lösung für ein Kind und sein
Umfeld ist. Das muss jedoch immer das letzte
Mittel sein. Denn es birgt die Gefahr, dass diese
Kinder und Jugendlichen sich auch später nicht
integrieren können. Die Schulenmüssen in
solchen Fällen individuelle Lösungenmit Time-
outs oder Schulinseln suchen.

In die Kompetenz der EDK fällt der Sprachen-
kompromiss, auf den sich die Kantone beim
Fremdsprachenunterricht geeinigt haben.
Auch dieser gerät wieder in die Kritik. War es
ein Fehler, zwei Fremdsprachen auf Primar-
stufe einzuführen?

«Es geht nicht
mehr darum,
Vokabeln zu
lernen»

Nein. Das Problem ist, dass die wenigsten in
der Deutschschweiz gerne Französischunterricht
haben und umgekehrt. Das sind schwer zu ler-
nende Sprachen. Für das gegenseitige Verständ-
nis und den Zusammenhalt in unserem Land ist
es enormwichtig, dassman die Sprache und
Kultur der anderen Sprachregionen kennt.

Dafür bezahlen die Schulen einen hohen Preis in
Form vieler Schulstunden, die laut Kritikern
besser für Deutschunterricht eingesetzt würden.
Mit der Folge, dass die Schüler beim Übertritt in
die Sekundarstufe trotz allem kaum einen
geraden Satz Französisch sprechen können.
Die nachfolgenden Schulstufen klagen

häufig, die Schülerinnen und Schüler könnten
zu wenig. Das ist nichts Neues.

Wäre es aus Ihrer Sicht nicht ohnehin besser,
wenn man es bei den Fremdsprachen etwas
lockerer nehmen würde – zumal man heute mit
KI-Übersetzern auch ohne Französischkennt-
nisse problemlos kommunizieren kann.
Sie fragenmich, ob wir in unserem demokrati-

schen System die Sprache der anderen nicht
mehr lernen sollten? Das wäre falsch in einem
viersprachigen Land. Abermanmuss vielleicht
die Ansprüche ans Frühfranzösisch revidieren
und angesichts der KI den Fremdsprachenunter-
richt neu denken. Es geht nichtmehr darum,
stur Vokabeln zu lernen, sondern vielmehr
darum, ein Gespür für die Sprache zu entwickeln
oder zu beurteilen, ob etwas richtig oder falsch
ist, wasmir ein Computerprogrammübersetzt.

Ist das eine Baustelle, die Sie Ihrem Nachfolger
als EDK-Präsident, dem Walliser Christophe
Darbellay, überlassen?
Nein, das ist vielmehr eine Baustelle für die

pädagogischen Hochschulen: Sie müssen sich
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damit auseinandersetzen, wie angehende Leh-
rerinnen und Lehrer Fremdsprachen künftig
am besten vermitteln.

Müsste nicht vor allem die erste Sprache ver-
mehrt gefördert werden? Internationale Stu-
dien stellen den Lese- und Schreibkompetenzen
der Schweizer ein schlechtes Zeugnis aus.
Ich sehe das anders. Viel wichtiger für die

erste Sprache ist die Förderung imVorschulalter.
Wir können nicht ständig nach Digitalisierung
schreien, auf allen Computern Rechtschreibe-
programme installieren und dann verlangen,
dass die Kinder genauwissen, wieman jedes
Wort richtig schreibt. Die PädagogischeHoch-
schule Zürich hat aufgezeigt, dass Kinder und
Jugendliche heute zwar schwächer sind in der
Rechtschreibung. Viel besser als früher sind
jedoch die Vielfalt und die Originalität ihrer
Texte. Also können sie doch genau das Richtige.

Das grösste Projekt, das Sie bei der EDK verant-
wortet haben, war die Reformder Gymnasien.
Das war eine grosse Aufgabe. Ich habe sie

seinerzeit in Angriff genommen, obwohl die
Kantone nur mässig begeistert waren. Nun aber
haben wir die Reform geschafft, und die Kan-
tone können sie im Rahmen ihres Gestaltungs-
spielraums umsetzen. Es ist an der Zeit, dass
sich die Gymnasien neu denken.

Waswird sich verändern?
Neben den zwölf Grundlagenfächern gibt es

Schwerpunktfächer undWahlpflichtfächer, da
erhalten die Kantone Freiheiten. Gleichzeitig
arbeiten die Jugendlichen vermehrt interdiszi-
plinär. Damit soll das vernetzte Denken und
Handeln gefördert werden.

Wird in Zukunft nochmehr verlangt von den
Gymnasiasten?
Für den Kanton Zürich habe ich die Linie klar

vorgegeben: Wir wollen die bestmögliche Bil-
dung, ohne die Jugendlichen nochmehr zu
belasten. Das ist eine grosse Herausforderung.

Der Anteil dermännlichen Gymnasiasten und
Studenten sinkt. Steuert hier die Reformder
Gymnasien gegen?
Ich hoffe sehr, dass wir mit den neuen Lehr-

plänen ein Angebot bereitstellen können, das
auch die Buben undmännlichen Jugendlichen
besser bei ihren Interessen packt.

Bereiten Sie sich eigentlichmit IhremRücktritt
als EDK-Präsidentin auch langsamauf Ihren
Abgang aus der Zürcher Regierung vor?
Nein. Das können Sie mich vielleicht 2027

fragen. Das EDK-Präsidium gebe ich wegen der
Amtszeitbeschränkung auf acht Jahre ab, ich
bleibe dort aber weiterhin Vorstandsmitglied.
Ich bin voll im Saft und habe noch viel vor.
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Autoknacker im Fokus: Wärmebild einer Drohne der Kapo Bern vom 27. November 2024.

Fliegende
Hilfspolizei
Drohnen revolutionieren gerade die Verbrecherjagd. Doch
die gesetzliche Grundlage ist dünn.VonMirkoPlüss

Wenn Polizeibeamte über Drohnen reden, kom-
men sie ins Schwärmen. Das Tempo im Notfall
sei hoch und die Kosten tief, heisst es in Gesprä-
chen. Und manchen macht auch die Fernsteue-
rung der Fluggeräte Spass. Früher war man bei
der Suche nachEinbrechern oder Vermissten auf
teure Helikopterflüge oder Hundestaffeln ange-
wiesen.Heute packenPolizisten ihreDrohne aus
dem Einsatzwagen, lassen sie in die Luft steigen
und schauen sich auf dem Laptop die Live-
Wärmebilder an.
Das wurde kürzlich einem jugendlichen Auto-

knacker in der beschaulichen Gemeinde Hindel-
bank im Emmental zumVerhängnis. Der 19-Jäh-
rige wütete in einer Nacht Ende November stun-
denlang. Anwohner wurden geweckt, weil er
Steine auf einAutowarf. Zuvorwar er schon indi-
verse Fahrzeuge eingebrochen. Die Berner Kan-
tonspolizei rücktemitmehrerenPatrouillennach
Hindelbank aus.Mithilfe einerDrohne konnte der
Täter schliesslich in einemFeld amDorfrand auf-
gespürt und von den Beamten verhaftet werden.
Egal ob Verkehrsunfälle, Brände, die Über-

wachung grosserMenschenmassen oder ebendie
Einbrecherjagd: Polizeidrohnen sind in nurweni-
gen Jahren vomRandphänomen zu einemessen-
ziellen Bestandteil der Polizeiarbeit geworden.

DieKonferenz der Polizeikommandanten spricht
sich explizit für ihren Einsatz aus.
Zu den besonders aktiven Kantonen gehört

Graubünden. 600 Drohneneinsätze werden pro
Jahr geflogen. Oder auch St. Gallen. Die dortige
Kapo hat Drohnen seit bald fünf Jahren im Ein-
satz und kommt auf 250 Einsätze jährlich. «Ten-
denz steigend», heisst es auf Anfrage. DenGross-
teilmachten die Suchenach vermissten Personen
aller Art oder Fahndungen nach flüchtenden
Tätern aus. Hinzu komme die Dokumentation
von Unfallereignissen: Verkehrsunfälle, Arbeits-
unfälle oder auch Lawinenabgänge. Seit 2020
wurden in St. Gallen 23 Beamte als Drohnenpilo-
tinnen und -piloten ausgebildet.

Ziel: ein lückenloses Netz
HoheZahlen auch bei der Berner Kantonspolizei.
Dort gab es im Jahr 2023 rund 280 Drohnenein-
sätze, 80 Polizisten habendas Pilotenbrevet. «Die
Kantonspolizei wirdmittelfristig dasNetz für die
Drohnenpiloten im ganzen Kanton ausweiten,
um so möglichst in sämtlichen Regionen rasch
einenDrohnenflug sicherstellen zu können», sagt
die Sprecherin Deborah Zaugg.

Während auch Zürichmit 70 Drohnen viel Er-
fahrung aufweist, hat Basel-Stadt erst dieses Jahr
einen Pilotversuch gestartet. Der Kanton hat da-
für extra eine eigeneDrohnenverordnung verab-
schiedet, in derDetails geregelt sindwie etwa die
Kennzeichnung der Fluggeräte in den Polizei-
farben. Solche Verordnungen sind nicht die Re-
gel. Während die Technologie boomt, ist die
rechtlicheGrundlage für denEinsatz der fliegen-
den Hilfspolizisten relativ dünn. Für den staat-
lichen Drohneneinsatz fehlt auf Bundesebene
eine spezifische gesetzliche Grundlage.

Swisscom will mitmischen
Bestimmend ist deshalb die Praxis des Bundes-
amts für Zivilluftfahrt (Bazl). Demnach gelten für
staatliche Drohnen grundsätzlich dieselben Vor-
schriften wie für private. Jedoch haben sie Zu-
satzrechte, dürfen beispielsweise in Ausnahme-
fällen ausserhalb der Sichtweite oder über Men-
schenmengen fliegen. Auf Anfrage verweist das
Bazl darauf, dass die neue Staatsluftfahrtverord-
nung, die auch den Betrieb von Polizeidrohnen
regulieren soll, in den nächsten Wochen in eine
erste Konsultation geht.
Überraschend wurde im Sommer bekannt,

dass auch der Mobilfunkanbieter Swisscom im
Geschäft mit Polizeidrohnen mitmischen will.
Ein schweizweitesDrohnennetzwerk ermögliche
Kunden ab Herbst 2024 «die Nutzung von Droh-
nen für Infrastruktur-Inspektionen, Polizei-Ein-
sätze oder zum Schutz grosser Areale».
«Drones as a Service» heisst das Projekt. Die

Swisscom plant dafür zusammenmit dem finni-
schen Konzern Nokia eine grosse Zahl an Stütz-
punkten, von welchen die Drohnen beispiels-
weise auf Anforderung der Polizei sofort zum
einemEinsatzort fliegen könnten.Nun zeigt sich
aber: Das Swisscom-Projekt verzögert sich. Offen-
bar hatman sich denBewilligungsprozess zu ein-
fach vorgestellt. So ist das Gesuch nach wie vor
beimBazl hängig. Dort antwortetman aufAnfra-
gen allgemein: «Das Bazl erteilt keine Bewilligun-
gen, sofern der Antragsteller die notwendigen
Nachweise zum Erhalt der Sicherheit nicht er-
bringen kann.» Momentan gibt es bei der Swiss-
com also noch keinen Anwendungsfall für die
polizeiliche Aufklärung. Dennoch sind Anfang
Jahr erste Vorführungen geplant, ausschliesslich
für Angehörige der Polizei.
NebendemBazl steht demProjekt derzeit auch

noch der Eidgenössische Datenschutz- und
Öffentlichkeitsbeauftragte (Edöb) imWeg.Dieser
hat Fragen,wie eine Sprecherin sagt. «Wir sind im
intensiven Austausch mit dem Datenschutzver-
antwortlichender Swisscom.DieGespräche sind
noch nicht abgeschlossen.»
Derweil geht der Lufteinsatz bei den Polizeien

munterweiter. ZumBeispiel, als vorletzteWoche
im Bündner Städtchen Maienfeld ein syrischer
Einbrecher verhaftet wurde – dank der Hilfe von
Polizeihundeführern und zwei Drohnenpiloten.
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